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Steuerinformationen für Juli 2026 
 
Das Bundesfinanzministerium hat einen Referentenentwurf für ein Jahressteuergesetz 2026 veröf-
fentlicht. Der 151 Seiten umfassende Entwurf enthält u. a. Ausführungen zur Neuregelung der um-
satzsteuerrechtlichen Organschaft und zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für  
ein bebautes Grundstück. 
Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen:  
 Übernimmt der Verkäufer einer Mietimmobilie Aufwendungen, die durch den Verkauf veranlasst 

sind, dienen diese Aufwendungen nicht mehr der Erzielung von Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung. Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Bremen ist damit kein Werbungskos-
tenabzug zulässig. 

 Nutzen Selbstständige ein häusliches Arbeitszimmer, müssen sie die gesetzliche Aufzeich-
nungspflicht für die Aufwendungen beachten. Ein Verstoß führt nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs nämlich dazu, dass die Aufwendungen grundsätzlich nicht abzugsfähig sind. 

 Der Bundesfinanzhof hat aktuell entschieden: Aufwendungen für Dienstreisen mit dem Privat-
wagen sind in der Regel unangemessen und deshalb in voller Höhe nicht als Werbungskosten zu 
berücksichtigen, wenn der Steuerpflichtige über einen Firmenwagen verfügt und ihm bei dessen 
Nutzung keine Fahrtkosten entstanden wären. 

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für Juli 2026. Viel Spaß beim 
Lesen! 

 

 

 

Alle Steuerzahler 
 
Jahressteuergesetz 2026: Ein erster Entwurf liegt vor 

Das Bundesfinanzministerium hat im Mai 2026 einen Referentenentwurf für ein Jahress-
teuergesetz 2026 veröffentlicht. Der 151 Seiten umfassende Entwurf stellt ein sehr frühes Stadium 
im Gesetzgebungsverfahren dar, sodass mit Änderungen bzw. weiteren Neuregelungen zu rech-
nen ist. Ausgewählte Vorhaben werden nachfolgend vorgestellt. 

Umsatzsteuerliche Organschaft 
Derzeitige Regelungen im Überblick 
Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) wird die gewerbliche oder berufliche Tätig-
keit nicht selbstständig ausgeübt, wenn eine juristische Person nach dem Gesamtbild der tatsäch-
lichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in das Unternehmen des Organ-
trägers eingegliedert ist (Organschaft). Die Wirkungen der Organschaft sind auf Innenleistungen 
zwischen den im Inland gelegenen Unternehmensteilen beschränkt. Diese Unternehmensteile sind als 
ein Unternehmen zu behandeln. 

Die Organschaft führt also zu einer Zusammenfassung mehrerer Unternehmen zu einem 
Steuerpflichtigen. Demzufolge werden Leistungsbeziehungen zwischen diesen Unternehmen 
nicht mehr besteuert. 

Der Organträger ist Steuerschuldner auch für die Umsätze, die andere eingegliederte Or-
gangesellschaften gegenüber Dritten ausführen. 
Merke: Ein Wahlrecht hinsichtlich des Eintretens der Rechtsfolgen der Organschaft ist nicht vorgese-
hen. 

Geplante Regelungen (auszugsweise) 
Der Gesetzgeber möchte die umsatzsteuerliche Organschaft in § 2c UStG-Entwurf zumindest teil-
weise neu regeln. Im Gegensatz zum bisherigen Recht sollen die Rechtsfolgen künftig nur auf aus-
drückliche Erklärung des Organträgers gegenüber der zuständigen Finanzbehörde mit Wirkung für 
die Zukunft eintreten (Antragserfordernis).  

Unabhängig von der Erklärung soll eine Organschaft auch künftig nur vorliegen, wenn die 
übrigen materiell-rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Beachten Sie: Soweit die Voraussetzungen für die umsatzsteuerliche Organschaft entfallen 
sind, soll eine unverzügliche Anzeigepflicht des Organträgers bestehen.  

In § 2c Abs. 5 UStG-Entwurf ist eine neue Haftungsnorm enthalten. Der Anwendungsbereich 
umfasst im Wesentlichen die Fälle, in denen (wegen der Rückabwicklung) ein Beteiligter einen Er-
stattungsanspruch besitzt, während der korrespondierende Nachforderungsanspruch nicht 
mehr beigetrieben werden kann.   

Darüber hinaus sollen (in Analogie zur Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und 
des Bundesfinanzhofs) auch Personengesellschaften Organgesellschaften sein können. 
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Beachten Sie: Die Neuregelungen sollen grundsätzlich ab dem 1.1.2029 gelten. Unternehmen sollen 
die Erklärungen zum Bestand einer Organschaft aber bereits ab dem 1.7.2028 (mit Wirkung ab 
2029) abgeben können.  

Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück 
Wurde ein bebautes Grundstück für einen Gesamtkaufpreis angeschafft, ist der Gesamtkaufpreis 
insbesondere zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Absetzung für Abnutzung des Ge-
bäudes aufzuteilen. 

Nun soll die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zur Kaufpreisaufteilung gesetzlich ko-
difiziert werden. Der neue § 6f des Einkommensteuergesetzes-Entwurf (EStG-Entwurf) sieht in Abs. 
1 folgende Regelung vor: „Eine im Kaufvertrag vorgenommene Aufteilung des Gesamtkaufpreises 
für ein bebautes Grundstück auf den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäude andererseits ist 
der Besteuerung zugrunde zu legen, sofern sie die realen Wertverhältnisse nicht in grundsätzli-
cher Weise verfehlt und wirtschaftlich haltbar erscheint.“ 

Kann der Besteuerung keine vertragliche Kaufpreisaufteilung zugrunde gelegt werden, soll 
zunächst der Boden- und Gebäudewert gesondert ermittelt werden und sodann der Gesamtkaufpreis 
nach dem Verhältnis der beiden Wertanteile in Anschaffungskosten für den Grund- und Boden- 
sowie den Gebäudeanteil aufzuteilen sein. Für die Wertermittlung soll die Immobilienwertermitt-
lungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung heranzuziehen sein. 

Das Bundesfinanzministerium soll eine Arbeitshilfe zur vereinfachten Kaufpreisauftei-
lung veröffentlichen, deren Aufteilungsergebnis der Besteuerung zugrunde gelegt werden kann. Es 
handelt sich dabei um eine qualifizierte Schätzung, die aber (sachverständig begründet) widerlegt 
werden kann.  
Merke: Nach § 6f Abs. 3 S. 3 EStG-Entwurf soll der Nachweis wie folgt zu erbringen sein: „Durch Vor-
lage eines für diesen Zweck nach persönlicher Vorortbesichtigung erstellten Gutachtens eines öffent-
lich bestellten und vereidigten Sachverständigen für die Bewertung von bebauten und unbebauten 
Grundstücken oder von Personen, die von einer nach DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als 
Sachverständige oder Gutachter für die Wertermittlung aller Arten von bebauten und unbebauten 
Grundstücken zertifiziert worden sind.“  

Beachten Sie: § 6f EStG soll erstmals für bebaute Grundstücke anzuwenden sein, die auf-
grund eines nach dem Tag der Verkündung des Gesetzes rechtswirksam abgeschlossenen obliga-
torischen Vertrags oder gleichgestellten Rechtsakts angeschafft wurden. 

Erste Tätigkeitsstätte 
Für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte kann „nur“ eine Entfernungspauschale 
geltend gemacht werden (kein Abzug nach Reisekostengrundsätzen). 

Nach § 9 Abs. 4 EStG setzt eine erste Tätigkeitsstätte eine dauerhafte Zuordnung des Ar-
beitnehmers zu dieser Tätigkeitsstätte durch dienst- oder arbeitsrechtliche Bestimmungen voraus. 
Der maßgebliche Zeitraum in § 9 Abs. 4 S. 3 EStG, nach dem von einer dauerhaften Zuordnung aus-
zugehen ist und damit eine erste Tätigkeitsstätte vorliegen kann, soll für das Inland von 48 Monaten 
auf 24 Monate herabgesetzt werden. Für das Ausland soll weiterhin ein Zeitraum von 48 Monaten 
relevant sein. Die Neuregelung soll ab dem 1.1.2027 gelten.  

Zinssatz für die Vollverzinsung 
Der Zinssatz für die Vollverzinsung nach § 233a der Abgabenordnung („Verzinsung von Steuer-
nachforderungen und Steuererstattungen“) soll von 0,15 % auf 0,3 % pro Monat für Verzin-
sungszeiträume ab 2027 erhöht werden.  
 
Bundesfinanzhof hält das Grundsteuermodell in Baden-Württemberg  
für rechtmäßig 

Der Bundesfinanzhof hält die Vorschriften des Landesgrundsteuergesetzes Baden-
Württemberg zur Bewertung von Grundstücken, die im Rahmen der Berechnung der Grundsteuer 
ab dem 1.1.2025 herangezogen werden, nicht für verfassungswidrig. 

Hintergrund/weitere Hinweise 
Bereits im November 2025 hatte der Bundesfinanzhof entschieden, dass er die Vorschriften des Er-
tragswertverfahrens, die nach dem Bundesmodell in elf Bundesländern (Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen, Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, 
Saarland, Schleswig-Holstein und Thüringen) für die Bewertung von Wohnungseigentum als Grundla-
ge für die Berechnung der Grundsteuer ab dem 1.1.2025 herangezogen werden, für verfas-
sungskonform hält. Hier ist inzwischen eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsge-
richt anhängig (und zwar unter dem  
Az. 1 BvR 472/26). 

Beachten Sie: Derzeit sind beim Bundesfinanzhof weitere Verfahren gegen andere Landes-
grundsteuermodelle anhängig. Für die Ländermodelle Hamburg und Hessen sind mündliche Ver-
handlungen im November 2026 und für das Landesmodell Bayern in der ersten Jahreshälfte 
2027 geplant. 
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Vermieter 
 
Einnahmen auch bei Zahlung des Mieters an einen Dritten 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg musste jüngst über einen Fall entscheiden, in dem der 
Mieter für den Vermieter größere Instandsetzungen durchführte.  

Der Steuerpflichtige bzw. der Vermieter konnte sich letztlich nicht mit Erfolg darauf berufen, 
dass er aufgrund der Verrechnung von Renovierungskosten mit dem zu entrichtenden Kaltmiet-
zins entsprechend der Anlage zum Mietvertrag keine Einnahmen erzielt hat. Denn Einnahmen kön-
nen dem Steuerpflichtigen auch dann zufließen, wenn der Mieter die Zahlung an einen Dritten 
erbringt und damit eine Schuld des Steuerpflichtigen tilgt (sogenannter abgekürzter Zahlungsweg). 

Zahlt der Mieter also als Gegenleistung für die Überlassung der Mietsache ausschließlich 
die vom Vermieter zu tragenden Kosten, so führt die Begleichung dieser Verbindlichkeiten zu 
Einnahmen des Vermieters aus Vermietung und Verpachtung, die im Zeitpunkt der Zahlung durch 
den Mieter zugeflossen sind.  
Merke: Die Aufwendungen können zwar gleichzeitig beim Vermieter Werbungskosten darstellen. An 
der Einordnung als Einnahmen ändert dies allerdings nichts. 
 
Keine Werbungskosten: Vom Grundstücksveräußerer übernommene Verpflichtungen 

Für eine in einem Immobilienverkaufvertrag vom Veräußerer übernommene Verpflich-
tung zur Renovierung einer instandsetzungsbedürftigen Wohnung und zur Mietzahlung an den 
Grundstückskäufer bis zur Wiedervermietung dieser Wohnung gibt es keinen Werbungskostenab-
zug. So lautet der Tenor einer Entscheidung des Finanzgerichts Bremen. 
Sachverhalt 
Im Streitfall (ein Verfahren zur Aussetzung der Vollziehung) ging es um den Werbungskostenabzug 
von Aufwendungen aus einer kaufvertraglichen Verpflichtung der Veräußerer eines Vermietungsob-
jekts. 
Die Steuerpflichtigen hatten sich im Kaufvertrag gegenüber dem Käufer zur Mietzahlung bis zu einer 
erneuten Vermietung sowie zur Entrümpelung und Herrichtung der Wohnung auf eigene Kosten ver-
pflichtet. Die Aufwendungen waren nach dem Vertragsabschluss angefallen. 
Das Finanzgericht Bremen schloss sich der Sichtweise des Finanzamts an, dass derartige Aufwen-
dungen durch den Verkauf veranlasst sind und nicht der Erzielung von Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung dienen. 

Werden im Rahmen einer Grundstücksveräußerung vom Verkäufer übernommene Repara-
turen durchgeführt, wird der Zusammenhang der Reparaturaufwendungen mit den früheren Vermie-
tungseinkünften durch die Verknüpfung mit der Grundstücksveräußerung überlagert. Dies gilt 
selbst dann, wenn die Reparaturen noch während der Vermietungszeit durchgeführt werden.  
Merke: Die Absicht zur Erzielung von Vermietungseinkünften wurde spätestens mit Abschluss des 
Kaufvertrags aufgegeben. Derartige Kosten sind nur abziehbar, wenn der Grundstücksverkauf nach § 
23 des Einkommensteuergesetzes („private Veräußerungsgeschäfte“) steuerpflichtig ist. 
 
Bauabzugsteuer - Wann auch Vermieter 15 Prozent einbehalten müssen  

Auch Vermieter sind unter bestimmten Voraussetzungen verpflichtet, die Bauabzug-
steuer einzubehalten. Wann die Pflicht greift, welche Bagatellgrenze gilt – und wie eine Frei-
stellungsbescheinigung den Abzug verhindert. 

Erbringt ein Handwerksbetrieb Bauleistungen, sollte er sich bei seinem Finanzamt unbedingt 
eine Freistellungsbescheinigung zur Bauabzugsteuer nach § 48b EStG ausstellen lassen und unter-
nehmerisch tätigen Kunden aushändigen. Nur so lässt sich erreichen, dass der Auftraggeber die 15-
prozentige Bauabzugsteuer nicht vom Rechnungsbetrag einbehält und ans Finanzamt abführt. Was 
viele nicht wissen: Auch Vermieter sind unter bestimmten Voraussetzungen zum Einbehalt der Bau-
abzugsteuer verpflichtet. 

Auch Vermieter sind verpflichtet 
Die Bauabzugsteuer müssen nicht nur Unternehmer für in Auftrag gegebene Bauleistungen 

abführen, sondern auch Vermieter. Denn diese sind nach dem Umsatzsteuergesetz unternehmerisch 
tätig. Nur unter folgenden Voraussetzungen sind Vermieter vom Einbehalt der Bauabzugsteuer befreit: 

•  Es werden nicht mehr als zwei Wohnungen vermietet. 
•  Es werden zwar mehr als zwei Wohnungen vermietet, die Bauleistungen werden jedoch nicht 

an den vermieteten Immobilien, sondern am Eigenheim des Vermieters durchgeführt. 
•  Es werden zwar mehr als zwei Wohnungen vermietet, der Auftragswert für Bauleistungen an 

diesen vermieteten Immobilien übersteigt im Kalenderjahr aber voraussichtlich die Bagatell-
grenze von 15.000 Euro nicht. 
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•  Es werden mehr als zwei Wohnungen vermietet, die Kosten für die Bauleistungen liegen über 
15.000 Euro, das Bauunternehmen händigt jedoch eine Freistellungsbescheinigung zur Bau-
abzugsteuer aus. 

Hinweis: Um zu vermeiden, dass ein vermeintlicher Privatkunde die Bauabzugsteuer ans Finanzamt 
abführt, sollte vor Rechnungstellung gefragt werden, ob die Bauleistung für eine vermietete Immobilie 
abfällt. Bejaht der Kunde, sollte ihm mit der Rechnung unbedingt eine Kopie der Freistellungsbeschei-
nigung zur Bauabzugsteuer ausgegeben werden. 
 
Freiberufler und Gewerbetreibende 
 
Fahrt-/Reisekosten: Betriebsstättenbegriff gilt unverändert 

Der Bundesfinanzhof hat aktuell Folgendes entschieden: Die bisherige Auslegung des Be-
griffs „Betriebsstätte“ ist auch nach der Neuordnung des steuerlichen Reisekostenrechts ab dem 
Veranlagungszeitraum 2014 gültig. 

Hintergrund und Sachverhalt: Im Streitfall ging es um die Frage, ob die für den Pkw erklär-
ten Betriebsausgaben zu kürzen sind, weil es sich bei den Fahrten um Fahrten zwischen Woh-
nung und Betriebsstätte handelte. Dies war der Fall, weil der Bundesfinanzhof das Büro des Steu-
erpflichtigen als Betriebsstätte eingeordnet hat. 

Eine Betriebsstätte setzt eine ortsfeste dauerhafte betriebliche Einrichtung voraus, die 
der Steuerpflichtige nicht nur gelegentlich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit, das heißt 
fortdauernd und immer wieder zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit aufsucht. 

Durch die Neuordnung des steuerlichen Reisekostenrechts (gilt seit dem  
Veranlagungszeitraum 2014) wurden nur die Regelungen für Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit verändert. Der Gesetzgeber wollte das steuerliche Reisekostenrecht lediglich hinsichtlich der 
Arbeitnehmer ändern und hat den Begriff der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ durch den neuen Begriff 
der „ersten Tätigkeitsstätte“ ersetzt. Für die Auslegung „der Betriebsstätte“ haben sich demge-
genüber keine Änderungen ergeben. 
 

Arbeitszimmer bei Selbstständigen: Aufzeichnungspflicht zwingend zu beachten 
In einem Streitfall ging es um die Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer eines selbstständig tätigen Steuerpflichtigen, der seinen Gewinn durch Einnahmen-
Überschussrechnung ermittelt. Dabei hat der Bundesfinanzhof die für solche Aufwendungen gelten-
de Aufzeichnungspflicht in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht konkretisiert: Die Anforderungen 
sind zwingend einzuhalten. Ein Verstoß führt dazu, dass die Aufwendungen grundsätzlich nicht ab-
zugsfähig sind. 
Sachverhalt 
Der Steuerpflichtige erzielte im Streitjahr 2017 u. a. Einkünfte aus selbstständiger Arbeit. Er bewohnte 
ein Eigenheim (bestehend aus Keller, Erd- und Obergeschoss sowie ausgebautem Dachgeschoss). 
Seine selbstständige Tätigkeit übte er in dem als Arbeitszimmer eingerichteten Dachgeschoss aus. 
Daneben nutzte er eine im Erdgeschoss gelegene Bibliothek. Das Arbeitszimmer bildete den Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit des Steuerpflichtigen. 
In seiner Einkommensteuererklärung erklärte der Steuerpflichtige einen Verlust aus freiberuflicher 
Tätigkeit. Dem lagen die Absetzung für Abnutzung (AfA) auf unbewegliche Wirtschaftsgüter sowie 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer zugrunde. In der Folge kam es mit dem Finanzamt 
zum Streit über die Höhe der abzugsfähigen Aufwendungen.  
Das Finanzgericht Hessen wies die vom Steuerpflichtigen eingelegte Klage mit der Begründung ab, 
dass die Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer bereits dem Grunde nach nicht berücksichti-
gungsfähig sind, da er seine Aufzeichnungspflichten nach § 4 Abs. 7 S. 1 und 2 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG) verletzt hat. Diese gelten, so das Finanzgericht, auch für die Gewinnermittlung 
durch Einnahmen-Überschussrechnung. Die hiergegen eingelegte Revision war nun erfolglos.  

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer (im Sinne des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6b EStG) 
sind einzeln und getrennt von den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen. Die Erfüllung 
dieser Pflicht ist Voraussetzung für den Betriebsausgabenabzug.  

Sämtliche Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer müssen einzeln und zeitnah in 
einer besonderen Spalte der Ausgabenaufzeichnungen, zumindest aber gebündelt in einem ge-
sonderten schriftlichen oder digitalen Dokument aufgezeichnet werden. Eine bloße Belegsamm-
lung reicht nicht aus.  

Im Streitfall fehlte es an einer solchen Aufzeichnung. Denn der Steuerpflichtige hatte die 
Belege über das Streitjahr gesammelt und erst bei der Erstellung der Steuererklärung eine Auf-
stellung über sämtliche Gebäudekosten gefertigt.  
Hinweise für die Praxis 
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Der Bundesfinanzhof führte zudem aus, dass auch die Erfassung der Aufwendungen im Formular 
der Einnahmen-Überschussrechnung den Erfordernissen des § 4 Abs. 7 EStG an eine Einzelauf-
zeichnung nicht genügte. 

Beachten Sie: Vielmehr (so der Bundesfinanzhof in der Rz. 22 der Urteilsbegründung) sind 
die Aufzeichnungen nach § 4 Abs. 7 EStG regelmäßig innerhalb einer Frist von zehn Tagen vorzu-
nehmen und dürfen ausnahmsweise allenfalls einen Monat aufgeschoben werden. 
Merke: Im Streitfall handelte es sich um den Abzug bzw. die Aufzeichnung der tatsächlich entstande-
nen Aufwendungen. Entscheidet sich der Steuerpflichtige demgegenüber für den Ansatz der Jahres-
pauschale (1.260 EUR) für das häusliche Arbeitszimmer, bestehen die Aufzeichnungspflichten nach § 
4 Abs. 7 EStG nicht (so das Bundesfinanzministerium im Schreiben vom 15.8.2023, Rz. 26). 
 
Ausgleichszahlungen nach der Insolvenzordnung sind keine Betriebsausgaben 

Ausgleichszahlungen, die der (Insolvenz-)Schuldner wegen der insolvenzrechtlichen 
Freigabe seiner selbstständigen Tätigkeit in die Insolvenzmasse leistet, führen nach einer Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs nicht zu Betriebsausgaben bei dessen Einkünften aus selbstständiger 
Arbeit. 
Sachverhalt 
Der Steuerpflichtige war selbstständig bzw. freiberuflich tätig und ermittelte seinen Gewinn durch Be-
triebsvermögensvergleich. Im Streitjahr 2017 befand er sich im Regelinsolvenzverfahren. Trotz der 
Insolvenz übte er seine bisherige Tätigkeit weiter eigenverantwortlich aus. Der Insolvenzverwalter gab 
die selbstständige Tätigkeit frei.  
Zugleich wies der Insolvenzverwalter darauf hin, dass der Steuerpflichtige nach § 35 Abs. 2,  
§ 295 Abs. 2 der Insolvenzordnung (InsO) in der im Streitjahr geltenden Fassung  
(heute: § 295a InsO) verpflichtet sei, die Insolvenzmasse so zu stellen, wie sie stünde, wenn er mit 
Rücksicht auf seine berufliche Qualifikation in einem angemessenen Dienstverhältnis beschäftigt wä-
re.  
Der Steuerpflichtige leistete daher im Streitjahr monatlich eine Ausgleichszahlung in die Insolvenz-
masse. Für die geleisteten Ausgleichszahlungen und für den Aufwand aus der Passivierung einer 
Verbindlichkeit bzw. Rückstellung begehrte er den Betriebsausgabenabzug gegenüber dem Insol-
venzverwalter – jedoch zu Unrecht, wie das Finanzgericht Münster und der Bundesfinanzhof ent-
schieden haben.  
Die geleisteten Ausgleichszahlungen sind weder aus dem Vermögen des Steuerpflichtigen abge-
flossen noch sind sie betrieblich veranlasst. 

Der Übergang der Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über das Vermögen des (Insol-
venz-)Schuldners auf den Insolvenzverwalter hat seine Ursache ausschließlich im Insolvenzrecht 
und keinen Einfluss auf das materielle Einkommensteuerrecht. Die Ausgleichszahlungen sind mit 
der Zahlung auf das Hinterlegungskonto der Insolvenzmasse zudem nicht aus dem (Betriebs-
)Vermögen des Steuerpflichtigen abgeflossen.  

Beachten Sie: Es liegt lediglich eine Verschiebung innerhalb derselben Vermögenssphäre 
des als Einzelunternehmer tätigen Steuerpflichtigen vor, die zu einer bloßen Verwendungsbindung in 
Höhe der Ausgleichszahlungen (Insolvenzbeschlag) führt. 

Das auslösende Moment der Ausgleichszahlungen in die Insolvenzmasse betrifft nicht die 
Erzielung oder Ermittlung des Einkommens, sondern dessen Verwendung und kann daher keine 
betriebliche Veranlassung begründen. Auch der Umstand, dass die Ausgleichszahlungen unmittel-
bar durch das Insolvenzverfahren verursacht waren, begründet keine betriebliche Veranlassung. 
Vielmehr dienten sie der Vermeidung einer Besserstellung von Selbstständigen gegenüber ab-
hängig Beschäftigten im Insolvenzverfahren. 
 
Mit der EU-Verpackungsverordnung wächst der Verwaltungsaufwand für Hotels 

•  Die EU-Kommission könnte Gastronomiebetriebe künftig als Verpackungshersteller einstufen 
– bereits das Aufdrucken des eigenen Logos würde dafür ausreichen 

•  Betroffenen Betrieben drohen umfangreiche Dokumentations-, Berichts- und Konformitäts-
pflichten, ohne dass sie tatsächlich Einfluss auf die technische Gestaltung der Verpackungen 
haben 

•  Branchenverbände fordern eine Klarstellung: Wer Standardverpackungen lediglich nutzt und 
mit dem eigenen Branding versieht, darf nicht mit den gleichen Pflichten belastet werden wie 
tatsächliche Hersteller 

Streitpunkt Herstellerbegriff in der EU-Verordnung 
Die aktuell von der Europäischen Kommission veröffentlichten Leitlinien zur Verpackungs- und Verpa-
ckungsabfallverordnung enthalten eine Auslegung, die Hotels, Restaurants, Bars und Cafés in erheb-
liche Schwierigkeiten bringen könnte. Nach dieser Interpretation gilt bereits das Anbringen des eige-
nen Namens oder Logos auf einer Verpackung als Indiz dafür, dass ein Unternehmen maßgeblichen 
Einfluss auf deren Gestaltung und Zusammensetzung ausübt. 
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Die Konsequenz: Gastronomiebetriebe würden rechtlich den gleichen Status erhalten wie Unterneh-
men, die Verpackungen tatsächlich entwickeln, produzieren und in den Verkehr bringen. Otto Lindner, 
Vorsitzender des Hotelverbands Deutschland, kritisiert diese Sichtweise scharf: Betriebe, die lediglich 
ihr Logo auf eine Verpackung drucken lassen, könnten nicht automatisch für deren technische Kon-
formität verantwortlich gemacht werden. Hotels und Restaurants seien Anwender von Verpackungen, 
nicht deren Hersteller. 

Realität in der Praxis: Keine Gestaltungsmacht über Materialien 
Die Annahme der EU-Kommission steht im Widerspruch zur betrieblichen Realität. In den allermeisten 
Fällen beziehen Hotels und Gastronomiebetriebe ihre Verpackungen von spezialisierten Herstellern, 
die diese entwickeln und produzieren. Die Betriebe haben lediglich die Möglichkeit, über das äußere 
Erscheinungsbild zu entscheiden – beispielsweise durch den Aufdruck ihres Logos oder ihrer Marke. 
Über die technische Gestaltung, die Materialzusammensetzung oder die Konformität mit Umweltstan-
dards haben sie hingegen keine Kontrolle. Diese Entscheidungen liegen beim eigentlichen Verpa-
ckungshersteller. Dennoch würde die neue Auslegung Gastronomiebetriebe so behandeln, als hätten 
sie diese Gestaltungsmacht. 

Massive Mehrbelastung ohne ökologischen Nutzen 
Sollte die Interpretation der EU-Kommission Bestand haben, drohen Hotellerie und Gastronomie er-
hebliche neue Verpflichtungen. Betroffene Betriebe müssten künftig umfangreiche Anforderungen in 
mehreren Bereichen erfüllen: 

•  Verpackungsdesign: Nachweis über die Einhaltung von Designvorgaben 
•  Technische Dokumentation: Lückenlose Aufzeichnung über den gesamten Lebenszyklus 
•  Konformitätserklärungen: Formale Bestätigungen über die Regelkonformität 
•  Berichterstattung: Regelmäßige Meldungen an Behörden 
•  Erweiterte Herstellerverantwortung (EPR): Übernahme von Verpflichtungen für die Entsorgung 

Diese Pflichten würden erhebliche zusätzliche Kosten und einen deutlichen Anstieg der Bürokratiebe-
lastung verursachen. Besonders kleine und mittlere Unternehmen wären davon betroffen. Markus 
Luthe, Hauptgeschäftsführer des Hotelverbands Deutschland, betont, dass diese Belastung ohne 
erkennbaren ökologischen Mehrwert entstünde. Die Umweltziele der Verordnung müssten wirksam, 
aber bürokratiearm umgesetzt werden. 

Gefahr uneinheitlicher nationaler Regelungen 
Neben den unmittelbaren Kostenfolgen droht eine weitere Komplikation: die unterschiedliche Ausle-
gung in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten. Mehrere nationale Behörden haben bereits auf die Not-
wendigkeit einheitlicher Vorgaben hingewiesen. Ohne klare, EU-weit gültige Definitionen besteht die 
Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen. 
Ein Hotel in Deutschland könnte dann anderen Anforderungen unterliegen als ein vergleichbarer Be-
trieb in Frankreich oder Italien – obwohl beide die gleichen Standardverpackungen mit ihrem Logo 
verwenden. Diese Fragmentierung des Binnenmarkts würde nicht nur zu Rechtsunsicherheit führen, 
sondern auch den grenzüberschreitenden Wettbewerb verzerren. 

Verbände fordern Klarstellung von der EU-Kommission 
Die zentrale Forderung lautet: Gastgewerbe- und Einzelhandelsunternehmen dürfen nicht als Herstel-
ler von Verpackungen gelten, wenn sie standardisierte Verpackungen eines tatsächlichen Verpa-
ckungsherstellers verwenden und deren technische Gestaltung nicht beeinflussen. Die Verwendung 
eines eigenen Logos oder Markennamens allein darf hierfür nicht ausschlaggebend sein. 
Die Verbände argumentieren, dass Verantwortung dort angesiedelt werden müsse, wo tatsächlich 
über Zusammensetzung und Gestaltung von Verpackungen entschieden wird – also bei den Verpa-
ckungsherstellern selbst. Nur so könne eine wirksame Kreislaufwirtschaft entstehen, ohne Betriebe 
mit Verpflichtungen zu belasten, die sie faktisch nicht erfüllen können. 

Fazit 
Die aktuelle Auslegung der EU-Verpackungsverordnung durch die Europäische Kommission droht 
Hotels und Gastronomiebetriebe mit einem Regelwerk zu belasten, das an ihrer betrieblichen Realität 
vorbeigeht. Betriebe, die standardisierte Verpackungen nutzen und lediglich ihr Logo darauf anbringen 
lassen, haben keine Kontrolle über die technische Gestaltung dieser Verpackungen. Sie mit den glei-
chen Pflichten zu belegen wie tatsächliche Hersteller, schafft Bürokratie ohne ökologischen Nutzen. 
 
Arbeitgeber 
 
Tarifermäßigung für außerordentliche Einkünfte nur noch über  
die Steuererklärung 

Das Thüringer Finanzministerium (Mitteilung vom 6.5.2026) hat auf Folgendes hingewiesen: 
Außerordentliche Einkünfte (z. B. Abfindungen oder Arbeitslohn für mehrere Jahre), die unter 
die Tarifermäßigung des § 34 Einkommensteuergesetz fallen, werden seit dem Veranlagungszeit-
raum 2025 nicht mehr im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt. Arbeitgeber müssen diese 
Einnahmen somit der regulären Besteuerung unterwerfen. Eine ermäßigte Besteuerung erfolgt aus-
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schließlich bei der Einkommensteuerveranlagung. Daher müssen Steuerpflichtige die entspre-
chenden Einkünfte in ihrer Steuererklärung angeben. 
 
Arbeitnehmer 
 
Kein Werbungskostenabzug: Privatwagen statt Firmenwagen  
bei Dienstreisen  

Aufwendungen für Dienstreisen mit dem Privatwagen sind in der Regel unangemessen und 
deshalb in voller Höhe nicht als Werbungskosten zu berücksichtigen, wenn der Steuerpflichtige 
über einen Firmenwagen verfügt und ihm bei dessen Nutzung keine Fahrtkosten entstanden wä-
ren. Diese Entscheidung stammt vom Bundesfinanzhof. 
Sachverhalt 
Einem Arbeitnehmer stand ein Van als Dienstwagen zur Verfügung. Auch die Ehefrau war zur Nut-
zung berechtigt. Für beruflich veranlasste Fahrten (Dienstreisen) erstattete der Arbeitgeber die Tank-
kosten. Bei (in Ausnahmefällen) genehmigter Nutzung eines Privatfahrzeugs für Dienstreisen erstatte-
te der Arbeitgeber nur eine Kilometerpauschale von 0,30 EUR. Dennoch absolvierte der Mitarbeiter im 
Streitjahr drei Dienstreisen mit seinem privaten Sportwagen und überließ den Van seiner Ehefrau, 
damit diese während der Dienstreisen mobil blieb. 
In seiner Einkommensteuererklärung machte der Arbeitnehmer die mit seinem Sportwagen aus beruf-
lichen Gründen gefahrenen 1.648 km als Werbungskosten geltend. Dabei begnügte er sich nicht mit 
der Kilometerpauschale, sondern ermittelte die tatsächlichen Kilometerkosten. Diese waren beacht-
lich: Infolge einer nur geringen Fahrleistung belief sich der Kilometersatz auf  
2,28 EUR/km und es ergaben sich 3.758 EUR Werbungskosten. 
Das Finanzamt erkannte die Fahrtkosten nicht als Werbungskosten an. Die hiergegen gerichtete Kla-
ge vor dem Finanzgericht Niedersachsen war erfolgreich, die Revision ging jedoch zugunsten des 
Finanzamts aus. 

Zwar steht dem Steuerpflichtigen die Wahl des Beförderungsmittels für berufliche Fahrten 
frei. Wählt er aber für diese Fahrten sein Privatfahrzeug, obwohl ihm von seinem Arbeitgeber ein 
Firmenwagen zur dienstlichen Nutzung überlassen wird („Über-Kreuz-Nutzung“), können die Fahrt-
kosten, die durch die berufliche Nutzung des Privatwagens anfallen, die Lebensführung des Steu-
erpflichtigen berühren. 

Davon ist auszugehen, wenn die „Über-Kreuz-Nutzung“ des Steuerpflichtigen (wie im Streit-
fall) nicht auf beruflichen, sondern auf privaten Gründen und Motiven beruht. Denn der Arbeit-
nehmer hat die Dienstreisen mit seinem Privatwagen durchgeführt, um seiner Ehefrau die Nutzung 
des Firmenwagens auch während seiner beruflichen Abwesenheit zu ermöglichen. Ein beruflicher 
Grund für die Nutzung seines Privatwagens auf den drei Dienstreisen ist nicht ersichtlich. 

Haben private Motive und Bedürfnisse eine Rolle gespielt, führt dies allein noch nicht zum 
Abzugsverbot nach § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes (EStG). Dieses gilt erst 
dann, wenn die die Lebensführung berührenden Aufwendungen nach der allgemeinen Verkehrsauf-
fassung als unangemessen anzusehen sind. 
Merke: Die Angemessenheitsprüfung ist daran auszurichten, ob ein ordentlicher und gewissenhafter 
Steuerpflichtiger angesichts der erwarteten Vorteile und Kosten die Aufwendungen ebenfalls auf sich 
genommen hätte. Es kommt dabei nicht auf das wirtschaftliche und gesellschaftliche Umfeld des 
Steuerpflichtigen, sondern auf die Anschauung breitester Kreise der Bevölkerung an. 
Bei der Angemessenheitsprüfung ist zudem der Grad der Berührung der privaten Lebenssphäre zu 
berücksichtigen. Hiernach können die Aufwendungen umso weniger als unangemessen angesehen 
werden, je stärker die Berührung mit der Lebensführung hinter der betrieblichen/beruflichen Veranlas-
sung zurücktritt. Umgekehrt können Aufwendungen, die zwar nach den betrieblichen/beruflichen Ver-
hältnissen des Steuerpflichtigen nicht als unangemessen anzusehen sind, dennoch unter die Abzugs-
beschränkung fallen, wenn die Unangemessenheit der Aufwendungen durch eine im Vordergrund 
stehende private Motivation begründet wird. 

Für den Bundesfinanzhof war im Streitfall Letzteres der Fall. Die „Über-Kreuz-Nutzung“ des 
privaten Pkw beruhte ausschließlich auf privaten Gründen. Nur durch die ausschließlich privat mo-
tivierte Überlassung des Firmenwagens an die Ehefrau und die nicht beruflich motivierte Nutzung des 
Privatwagens sind dem Arbeitnehmer Fahrtkosten für die drei Dienstreisen entstanden. Hätte er 
seinen Firmenwagen genutzt, wären ihm keine Kosten entstanden, da diese von seinem Arbeitgeber 
vollständig getragen worden wären.  

Bei dieser Konstellation ist das Verhältnis der Fahrtkosten zu den Einnahmen oder Einkünften 
des Steuerpflichtigen – hierauf hatte das Finanzgericht Niedersachsen im Klageverfahren maßgeblich 
abgestellt – kein geeignetes Kriterium für die Beurteilung der Angemessenheit der Werbungskosten.  

Beachten Sie: Vielmehr sind die Kosten für die Dienstfahrten mit dem Privatfahrzeug (unge-
achtet der grundsätzlichen Wahlfreiheit des Verkehrsmittels) in voller Höhe als unangemessen an-
zusehen. Denn ein ordentlicher und gewissenhafter Steuerpflichtiger hätte, so der Bundesfinanz-
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hof, die durch die Nutzung des Privatwagens entstandenen Aufwendungen nicht auf sich genom-
men. 
 
Abschließende Hinweise 
 
Lohngerechtigkeit und Entgelttransparenz 

Am 24.4.2023 hat der Rat der Europäischen Union die Entgelttransparenz-Richtlinie final 
angenommen. Nur einen Tag später hat darüber das für Entgelttransparenz zuständige Bundes-
ministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) in einer Mitteilung berich-
tet und weiter ausgeführt: „Spätestens bis Juni 2026 müssen alle EU-Staaten starke Transparen-
zinstrumente einführen. Deutschland wird die Regelungen nun zügig in nationales Recht umsetzen.“ 
Doch das ist bis dato nicht erfolgt. 

Hintergrund 
Bereits seit 2017 fördert das Entgelttransparenzgesetz die Lohngleichheit zwischen Frauen und 
Männern bei gleicher bzw. gleichwertiger Arbeit. Durch die Entgelttransparenz-Richtlinie der EU 
werden die Transparenzanforderungen für Arbeitgeber verschärft. Informationen des BMBFSFJ 
zum Entgelttransparenzgesetz erhalten Sie unter: www.iww.de/s15455. Die Mitteilung des 
BMBFSFJ zur Entgelttransparenz-Richtlinie der EU ist über diesen shortlink abrufbar: 
www.iww.de/s15717. 
 
Neue Dienstanweisung zum Kindergeld 

Bei Fragen zum Kindergeld dürfte ein Blick in die 173 Seiten umfassende Dienstanweisung 
des Bundeszentralamts für Steuern hilfreich sein. Diese Dienstanweisung ist die zentrale Vor-
schrift für die Familienkassen und wurde nun aktualisiert (DA-KG mit Stand 2026; abrufbar unter: 
www.iww.de/s14164). 

 
Steuern und Beiträge Sozialversicherung: Fälligkeitstermine in 07/2026 

Im Monat Juli 2026 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten: 
Steuertermine (Fälligkeit): 

•  Umsatzsteuer (Monatszahler): 10.7.2026 
•  Lohnsteuer (Monatszahler): 10.7.2026 

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fälligkeits-
termin vorliegen.  

Beachten Sie: Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 13.7.2026. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf hin-
gewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt. 

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit): 
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
fällig, für den Beitragsmonat Juli 2026 am 29.7.2026. 
 
 

 
 
 
Haftungsausschluss 
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Kom-
plexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung und Gewähr aus-
zuschließen. Das Rundschreiben ersetzt nicht die individuelle persönliche Beratung. 
 

 


